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BUNDESMINISTER 1 U1.v[ 
PüR 

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHE.ITEN 
WIEt-i, sm 19. Dezember 1978 
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Schriftliche Anfrage der 
Abgeordneten zum Nationalrat 
DI'. Scrinzi und Genossen be­
treffend }!'estlegung eines fUr 
den Bau von Kernkraftwerken 
geltenden Mindestabstandes 
von der Staatsgrenze - Bster­
reichische Initiativen in 
Richtung einer internationalen 

, Regelu::1g 
,(NI'. 22C"i/J/19?8) 

An den 

Herrn Präsidenten des 
Nationalrates 
Parlament 

21ScffAB 

1979 -Cj- 0 4 
zu 2201/.1 

1017 \>1 I E N ------'-----

Die Abgeord~ete~ zum Nationalrat LI'. Scrinzi und 
, , 

Genossf.m haben am 28. November 19'78 ur-r'cer der Nr. ' 22C1/J' an 

mich eine schriftliche Anfrage geiichtet, welcbe folgenden 
1tlort laut hat: 

"1.) ~las wurde österreichischerseits 

a) auf bilateraler und 
b) auf multilateraler Ebene 

bisher unternommen, um ~mtsprechende Sicherhei tsrege­

lungen herbeizuflihren? 

2.) Wie lauten die hier bisher erzielten Ergebnisse? 

3.) Welche Aktivit~ten bzw. Initiativen sind in diesem Zu­
samrnerü:i::l.ng für die nächste Zeit beabsichtigt? l! 

Vor BeaLtwortung dieser Fragen ist in grundsätz-

lieher Hinsicht fOlgendes festzubalten: 

Aus dem allgell1einen Völkerrecht kann ein generelles 
Verbot über r.:i.r,e völkerrechtliche Uli2.ulässigkeit von Kern-
kraftwerken inGrenz~~he nieht abgeleitet werden. Hingegen 
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enths.lt das völkerrechtliche l'Lschbarrecht das a.llge!l1eine 

Prinzip, daß Staaten sich eLLer Akte zu. entb.8.1ten haben, 

die geeignet sind, das Nachbarland zu sch~digen. Im Hin­

blick auf die besondere Gefährlichkeit des Betriebes 

eir1es Kernkraftl'wrkes, di,~) eine r~icht allgemein übliche 

'11ätigkeit darst·eIlt, bei der trotz aller Sorgfalt die Gefahr 

und EigeDtum 

nicht mit absoluter Si.cheI'hei tausgeschlossen l,'lerden kann, 

wird man aus dem zul etzt erT:JäriClten Prinzip als völkerrecht-

lichen Grundsatz ahlei~:;en können, da~ß jeder Staat, der ein 

Ker:0kraJtwerk -oetl'eiht ~ alle dem ;jeweiligen Stand der r.Pechno­

logie und international anerkannter Standards entsprechenden 

Sicherheitsvorkehrungen zu treffen hat & Dariiber hinaus wird 

man, gestützt nuf den GrundsB.tz der guten .nachbarschaft­

lichen Beziehungen, a~ch eine Verpflichtung zum Eintreten 

in Gespräcbe mit dem Nachbarf!taat ilber jene E'ragen annehmen 

kö:nnen, die E.eme~ .. E~I9~ Ar:liegen betreffen$ Vereinbarungen 

über konkrete I'1aßnElDmen können daher flur auf dem Verhand­

lungswege erreicht werden~ 

Soweit mir bekannt ist, stipulieren lediglich ver­
einzelt bilaterale Vertr~ge eine gegenseitige Informations-

Ge'oietsstreifens von 30 km beiaer..,· 

seite der StaB,tsgrenze. Sie 'betrifft Entscheidungen ifber den' 

Standort, Genehmigungen zur ErrichtunguDd zum Betrieb und 

wesentliche Änderunge~ solcher Geneh~igungen sowie die Still­

legung einer Anlage. FUr Anlagen im Bereich zwischen 30 und 

100 km beiderseits der gerr~ej.nsamen Grenz,e ist eine Unter­
richtung vorgesehen. 

Das Bur.desminist{:;rium fii.r' Ausv..rärtige Angelegenheiten 

hat in vertrau.liche:n Ger.rprächen mit Vert1.'otern von Nachbar-

staaten die Idee ventiliiart - allenfalls über die IAEA - zu 

einem multilateralen Einvernehmen in dieser Frage zu kommen. 
Die Resonanz vwr bisher nic:ht z'.üetzt ,,·;regen der star}: unter-­

schiedlichen SicherheitsvorscLI.'iften für Kernex:J.agen in Ol:1t 

und West negativ. 

Der öster:r:'Eüchisc.he Vertreter bei d8Jl lfHöhGren Re-

I 
• I 9 

2158/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 7

www.parlament.gv.at



- 3 -

tagungen der E(,'E 1977 und 1978 die ]'1'age der gren~~über­
schreitenden Um1!lcltprobleme im Zusammenhang mit d.err:: Betrieb 
von Kernkraft~Jerken zur Diskussion gestellt. Das Sekretariat 
der ECE hat daraufhin ein Dokument über Umweltaspekte der _ 
Erzeugung und Verw'ertung von Energie unter besonder'en 13e­

rucksichtigung neuer Tecrmologien ausgearbeitet. Österreich 
wird die Behandlung dieser Frage in der EeE \·;eiterhin mit 
Aufmerksamkeit verfolgen. 

Bestehende multilaterale Vereinbarungen beschränken 
sich im l.'Ii'esentli.chen auf die Haftungsfrageo; 

Dem im Rahmen der OEeD geschaffenen "Pariser über­
einkommen über die Haftung gegenübor dritten auf dem Gebiet 
der Kernenergie" vom 29. Juli 1960 gehören derzeit die Bun­
desrepublik Deutschland, Italien, Dänemark, Norwegen, F'inn­
land, Griechenland, Sch\'Ii'eden, Belgien, Frankreich, Großbl.'i.­
tannien, Spanien, Portugal 'und die Türkei ano Dieses Über­
einkommen kanalisiert die RaTtung für nukleare Schäden im 
wesentlichen auf die Betreiber derjenigen Kernanlage, von 
der das nukleare Ereignis seinen Ausgang geno,mrnen hat und 
beschränkt sie mit 15 Millionen Rechnungseinheiten nach dem 
Europäischen Währungsabkommen (1 Rechnungseinheit = öS 25,...:...:). 
Österreich hat ebenso wie die Sch,oJeiz das Übereir.kommen bis­
her nur unterzeichnet. Beide Staaten beabsichtigen es nach 
Abschluß der derzeitigen Revisionsarbeiten, an denen sich 
Österreich beteiligt, zu ratifizieren. In diesem :E'alle wäre 
dann ein einheitliches Haftungsgebiet im Verhältnis 'zu den 
westlichen Nachbarstaaten gegeben. 

Dem im Rahmen der IAEA geschaffenen Wiener Überein­
kommen vom 21.1'1ai 1963 über die Haftu,ng ,für nukleare Schäden, 
das am 12. November 1977 auf Grund der 'Ratifikation durch 
Jugoslawien objektiv in Kraft getreten ist, ,gehören Argen­
tinien, Bolivien, Kuba, Ägypten, die Philippinen, Tri.nidad 
und Tobago, Kamerun und - wie gesagt - Jugoslawien an. 

Dieses Übereinkommen sieht im Gegensatz zum Pariser 
Übereinkommen keine Haftungsbeschrän~ung nach oben vor, son-
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dern verbietet vielmehr den Vertragsstaaten, die Haftung 

auf wenige~ als 5 Dillicnen US-Dollsr zum Kurswert vom 
21. Mai 1963 (1 DS-Dollar = c~. B8 25,--) für jedes ein­
zelne nukleare E:ceie;nis zu besehrä.nken .. 

Die österreichiscbe Bundesregierung, insbesondere 
das Bundesrninisterium fUr Auswärtige ADgelegeDheiten~ waren 

daher bemUht, die Frage des Standortes kerntecbnischer An­
lagen im grenznaher, Bereicb der Nachbarstaaten in bilate­
ralen Gesprächen zum i'rühestrnBglichen Zeitpunkt zu erBrtern, 

" Uill die Interessen der österreichischen BevBlkerung im be­
treffenden Grenzbereich wahrnehmen z'u kBnneno Die Schweiz, 
die BRD, Jugoslawien urd die CSSR zeigten weitgehende Ko­
operationsbereitschaft, die im Falle ~er Schweiz bis zum 
vorläufigen Aufschub des Baues des Kernkl'aftwerkes in Ri:i.thi 
,gingo Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, äaß ein 
grundsätzliches Verbot des Baues von Kernkraftanlagen im 
Grenzbereich aus völkel'rechtlichen Überlegungen der nati­
onalen Souveränität, aber auch aus sachlichen tJ'oerlegungen, 
nicht erreichbar erscheint 0 Praktisch lA}'ären einzelne klei­
nere Staaten, die auf den Ausbau der Kernenergie großen 

, , 

Wert legen, dann kaum mehr in der Lage, die erforderlichen 

Standorte zu findeno Schließlich'liegen vielfach günstige 
Standorte an Grenzflüssen, die - wie etwa am Oberrhein -
einvernehm1ich von zwei oder meh!.'eren Anrainerstaaten genutzt 
werden. 

Nach diesen grundsätzlichen Ausfiilir'ungen beehre i[.!h 

mich,'die einzelnen Fragen wie folgt zu beantworten: 

z,.1! .. 1. Cl): Auf bilateraler Ebene bestanden Kontakte zu allen 
Nachbarstaater.. f'Ht Ungarn und Italien wird ihre Fortsetzung 
derzeit als nicht vordringlich erachtet, nachdem festgestellt 
wurde, daß ,in diesen Staaten die Standorte für Kernkraftwerke 
mehr als 150 km von der Bsterreicbischen Grenze entfernt 
liegen. Das der Bsterreichischen Staatsgrenze n~chstliegende 
jugoslawische Kernkraftwerk in KRSKO ist an die 80 km ent­
fernto Entferm,HlE, \.Ji.r:dverhältnisse und dazwischenliegende 
Gebirgszüge ·schließen aueh in äiesem :F'all negative Ausr,ür­

kungen auf Österreich praktisch BUSo 

/ .. / .. 
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Das Frobl em des StaYldorte, .für ein Kernkraftwerk 

im schwel. zerischen Rheintal. bei Rüt bi. HaI' seit über 5 ,Jahren 

wiederholt Gegenstand bilateraler Erörteru~gen~ insbesoIidere 

auch auf der EbeDe der Außenmir...ister. Im Oktober '1972 kam 

es zur Einsetzung einer österreicbisch-schv.r,ei zerischen 

ExpertenkoI:Jmisi3ion, deren österreichische Hi.tglieder z.ur 

Auf:fassung }:e.mer:, daß der Standort Rüthi U.8.. vom klimati­

schen und landschaftlichen Standpunkt einer der ungünstigsten 

der in Europa -bisher 8.tJ.sp;evJä.hl ten sei ~ 

Das der österreichischen Gre~ze nächstgelegene be­
triebene Kernkraft'V'Ie:rk in der BRD ist OEU im Landkreis 

LalJdshut in einer Entfernung von rund 80 km. Nahe der ö8ter­
reichischen Grenze (25 bz\v. 20 km) liegen Pleinting und 

f1arienberg, wo irJ ba;yrischon Standortsiche:r:ungsplan alternativ 

der Bau von Kohle bzw. Kernkraftwerken in Aussicht genommen 
ist. Das gegenständliche 1.1hes8 wird in der Il österreichisch­

deutschen HaumordnuDgskommission ll und in der nStändigen öster­
reichi.sch-deutschen GewässerkcIDrnission a lcmi'end behandelt .. 

Anläßlich der 4., Sitzung der öster:reic.hisch-·deutschen Raum­
ord:oungskoffimission am 28. Oktober 197? in Innsbruck vlUrde 
eine Empfehlung betreffend Energie erzeugung und Energiever­

sorgung in Gebieten nahe der gemeinsamen Staatsgrenze be­

schlossen, derzufolge bei Standortentscheidungen auch von 
Kernenergie.anlagfm eine Reihe VOD abgestimmten, . raumrelc-!"vanten 

ErfDrdernisse beachtet werden mü;:::sen. Im Jahre 1978 hat das 

Bundesministeri.um fÜ.r Aus,tIäl"tic:e Arc,?:elegerlheiten die Aufnahme . ~ ~. -
von Expertenges:p:r.'ächer:: iiber ein Abkommen üb(~r Kur:sultationen 

und den Austausch von Informationen im Zusan~eDbang mit der 
Pla:nuri g, dem Bau und dem Betri.eh VOD Kernkra.ftwerken im Grenz­

raum angeregt. 

1Jer tschechoslo~,;akj.sche Ausbal1.plan sieht folgonde 
KerDkrafb,.rerl::e .in der' Nähe der österreicbischen Grenze vor: 

tJHslov~3ke Bohur.:ice bei Trrlava l Grenz0:otfe:r::'l::1.1Lg ca. 50 kEl, 1n-

Malovice im Raum :-: T'A' .. -..f. ... .,;' "l ")' 'Y". ," J::"\ LL(' 5") \.1.,.~rlZtn,.<,.LeIL .. Llg ,,';;"0 ',.J - \ km, In-

betrietnahme bis 1990. 

• je 

2158/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 5 von 7

www.parlament.gv.at



;-

- 0 -

Nachdem bereits seit mehreren Zuhren informelle 
Kontakte mit der CSSR tiber Fragen der Nutzung der Kernenergie 

bestanden hatten, wurden im Jänner 1978 auf Bsterreichische 
Initiative bil.aterale Gespräche aufgenommen, deren 2,1el es 
ist, alle Meßnahmen zu ergreifen, die notwendig sind, um eihe 
Gefährdung der Grenzbev51kerung durch Kernkraftwerke aU6-

zuschliessen. Anläßlich dieser ersten Gesprächsrunde in Prag 
wurden die esl. Gesprächspartner auch eindringli.ch auf die 

in der Bsterreiehischen Bev51kerung herrschende ,BeuDTuhigung 
über die esl. Pläne zum B8,Li von Kernkrafbverken in Grenznähe 

aufmerksam gemechto In diesem Sinne habe auch ich beim csl~ 
Außenminister bei seinen Besuchen in Wien im Herbst v.J. sowie 
im FrLlbjahr d.J. intervenierto 

2!~_1. b 1: Auf mul tilateral er Ebene bestehen - \<1ie oben ausge­
fUhrt - im wesentlichen zwei Übereinkommen. Das Problem des 
r-lindestab.standesvon K~rI::krn.ft.",erken von der Staatsgrenze 
ist weder j~ multilateralen Vereinbarungen noch durch all­

gemein anerk.annte Regeln des Völkerrechtes geregelt. 

, Ad 2. uncL...i=..: Im bilateralen Bereich sind mit Italien,. Jugo-­
slmlier:: und Ungarn z'.lnächst keine weiteren Kontakte vorge­
sehen, nachdem in d'iesen Ländern Kernkraft'lJ'erke lediglich in 
solchem Abstand von der österreic~ischen Grenze vorgesehen 
sind, daß eine Gefährd'J.ng österI'eichischell Territoriums aus-

geschlossen erscheint. 

Von deutscher Seite liegt eine Zusage vor, die öster­
reichischen Beh5rden im Falle des Baues von Kernkraftwerken in 
Grenznähe bereits im Flanungsstadium zu kontaktieren. Der 
bayrische StBndortsichf:rungsplaIJ wurde den österreichischen 
BetBrden zur Abstimmung zur Verfilgung gestellt. Im Herbst 1978 

wurde von österrei6hischer Seite die vertragliche Festlegu~g 
dieser Konsultationszusage angeregt. DiesbezUgliche bilaterale 

Gespräche sollen im Laufe des koclmenden Jahres auf.genommen 

werde:}. 

der 6sterreichischen BemUhungen 
, ' 

v,rurde das sdnveizüri.sche KerDk'rafth'erlc i.n Ri,itbi :nunmehr an die 
"} t' ('t 1 l' 1-' -, ." • " .J.. C'.' ,e,z~e 0 e~ e lW sc~welzer13cnen EDerglep~an gerel~L. oeln 
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keine weiteren Gespräche erforderltch sind. In diesem Sinne 
hat sich auch der flir die Außenpol~tik dei Schweiz zuständige 
Bundesrat AlIBJ~Rrr im Liechtensteiner Volksblatt vom 3., tTuli 
19'78 geäußerto 

Mit der CSSR fanden erste Delegationsgespräche Anfang 

1978 in Frag statt, die im wesentlichen einem allgemeinen In­
forrnationsaustaüsch liber die natio~alen Programme zur fried-

> lichen Nut zung der Kerner: ergie uLd I über Bestimmungen "für de:: 
I 

Bau von Kernkraftwerken dienten. Es wurde vereinbart, auf 
Expert anebene in 2 AI'bei tsgruppen verschiedene Detailfragen 
zu behandeln. Anschlie3end sollen im Laufe des Jahres 1979 die 
Volldelegationen wieder zusammentreten, um die Ergebnisse 
der ATlieitsgruppen zu prüfen, und konkret erforderlich erschei­
nende ".Maßnahmen zum Schutze der österreichischen Bevölkerung 

zu ergreifen. In der Haftungsfragelist ein 6sterreichischer, 
"vom Blind esminist eI'i um für J"usti z e:tarbei teter, 110dellenttvurf 
der tschechoslowakischen Seite übe:tmittelt vJOrdeno Verhand­
lungen darüber sollen in der nächsten Zeitaui'genommen werdeno 

Der Bundesminister für 
Auswärtigellernheiten: 
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